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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.04.1962 

Geschäftszahl 

1513/60 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 0348/52 E 1. Juli 1953 VwSlg 794 F/1953 RS 1 

Stammrechtssatz 

Ein Zahlungsauftrag über Gerichtsgebühren ist nur zu erlassen, wenn der Zahlungspflichtige die geschuldeten 
Beträge nicht sogleich erlegt uns sie auch nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden können. Wurde ein 
nicht geschuldeter Gebührenbetrag ohne Zahlungsauftrag entrichtet, so kann die Partei den Antrag auf die 
Rückzahlung stellen. Gegen die Abweisung dieses Antrages steht der Rechtszug, soweit er nicht durch Art 3 des 
Verwaltungsentlastungsgesetzes (BGBl 277/1925) verkürzt ist, bis zum Bundesministerium für Justiz offen. 


